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Der Vorsitzende, Abg. Kalinka, eröffnet die Sitzung um 10:05 Uhr und stellt die Beschlussfä-

higkeit des Ausschusses fest. Die Tagesordnung wird in der vorstehenden Fassung gebilligt. 

Punkt 1 der Tagesordnung: 

Anhörung zum 

a) Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Reform kommunaler Verwaltungs-
strukturen (Zweites Verwaltungsstrukturreformgesetz) 

Gesetzentwurf der Landesregierung 
Drucksache 16/1003 

(überwiesen am 11. Oktober 2006 an den Innen- und Rechtsausschuss) 

hierzu: Umdrucke 16/1265, 16/1286, 16/1287, 16/1289, 16/1291, 16/1305, 
16/1320, 16/1396, 16/1428, 16/1429 

b) Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Verwaltungsmodernisierung (Erstes 
Verwaltungsmodernisierungsgesetz) 

Gesetzentwurf der Landesregierung 
Drucksache 16/1006 

(überwiesen am 11. Oktober 2006 an den Finanzausschuss, den Innen- und 
Rechtsausschuss und den Umwelt- und Agrarausschuss) 

hierzu: Umdrucke 16/1129, 16/1286, 16/1288, 16/1289, 16/1291, 16/1305, 
16/1320, 16/1403, 16/1410, 16/1421, 16/1422, 16/1426, 
16/1428, 16/1429 

Kommunale Landesverbände, 

Jochen von Allwörden, Wilfried Bockholt, Städteverband Schleswig-Holstein 

Jörg Bülow, Klaus Michael Tasch, Schleswig-Holsteinischer Gemeindetag 

Herr von Allwörden weist eingangs drauf hin, dass der Schleswig-Holsteinische Landkreistag 

inhaltlich mit Städteverband und Gemeindetag übereinstimme; daher habe er darauf verzich-

tet, einen eigenen Sachverständigen zu entsenden. 
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Die Streichung der Jubiläumszuwendung für Beamte im Ersten Verwaltungsmodernisie-

rungsgesetz werde zu keinen nennenswerten Einsparungen führen; für die Stadt Norderstedt 

mit 119 Beamten seien es etwa 1.600 Euro pro Jahr. Für TVöD-Beschäftigte bleibe die Zu-

wendung erhalten: 350 Euro für 25 Jahre und 500 Euro für 40 Jahre. Vor dem Hintergrund 

von Gehaltskürzungen und Arbeitszeitverlängerung sei ein solches Vorgehen geeignet, die 

Motivation von Beamten zu schmälern. Da weiterhin das Jubiläumsdienstalter errechnet wer-

den müsse und kommunale Ehrenbeamte die Zuwendung erhielten, gebe es auch nicht weni-

ger Arbeit. Daher plädierten Städteverband, Landkreistag und Gemeindetag dafür, die alte 

Regelung beizubehalten oder die Regelungskompetenz auf die Kommunen zu übertragen. 

Bezüglich des Zweiten Verwaltungsstrukturreformgesetzes trägt Herr von Allwörden die Stel-

lungnahme des Städteverbandes vor, Umdruck 16/1265. 

Herr Bockholt dankt dem Parlament und den Ministerien für die große Gesprächsbereitschaft 

und spricht als Bürgermeister der Stadt Niebüll besonders die Punkte Ehrenamtlichkeit, Art. 1 

Ziff. 9 des Zweiten Verwaltungsstrukturreformgesetzes, und gebundenes/ungebundenes Man-

dat im Amtsausschuss, Art. 3 Ziff. 5 des Zweiten Verwaltungsstrukturreformgesetzes, jeweils 

Drucksache 16/1003, an, wie in der Stellungnahme, Umdruck 16/1265, dargelegt. Nach dem 

Stand 14. November hätten 29 von 30 Gemeinden dem Fusionsvertrag und dem öffentlich-

rechtlichen Vertrag zur Errichtung eines Amtes Südtöndern zugestimmt. § 60 der Gemeinde-

ordnung, der für Städte in Ämtern ohne Geschäftsführung die Hauptamtlichkeit fakultativ 

vorgesehen habe, sei im Ersten Verwaltungsstrukturreformgesetz gestrichen worden. Dem 

Wirtschaftlichkeitsargument sei zu widersprechen, da ehrenamtlicher Bürgermeister plus Ge-

meindedezernent ähnlich viel kosteten wie ein hauptamtlicher Bürgermeister. Es seien Kom-

petenzüberschneidungen zwischen ehrenamtlichem Bürgermeister und Gemeindedezernenten 

zu befürchten. Das Modell Bürgermeister und Bürgervorsteher habe sich bewährt. Hauptamt-

lichkeit erfordere auch keine eigene Verwaltung, wie in dem Anschreiben vom 18. Juli im 

Auftrag der Stadtverwaltung ausgeführt worden sei. Sollte sich der Landtag für die Ehrenamt-

lichkeit entscheiden, müsste der Dezernent als täglicher Ansprechpartner für Bürger und Ge-

schäftsleute mit Vertretungs- und Handlungsmacht ausgestattet sein. 

In Bezug auf das Mandat im Amtsausschuss sollte analog Zweckverband verfahren werden, 

wonach die Vertreter durch den Verweis auf § 25 der Gemeindeordnung an die Willensbil-

dung der gewählten Stadt- oder Gemeindevertretung gebunden seien. 

Herr Bülow stellt die Position des Schleswig-Holsteinischen Gemeindetages vor, Umdruck 

16/1265. Er gibt darüber hinaus zu bedenken, ein gebundenes Mandat im Amtsausschuss er-

fordere die Befassung jeder Gemeindevertretung mit der gesamten Tagesordnung des Amt-
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sausschusses. Zu begrüßen sei, dass das Gesetz zum 1. Januar 2007 in Kraft gesetzt werden 

solle, nicht erst zum 1. April. Es sei wenig sinnvoll, für gut ein Jahr - bis zur Kommunal-

wahl - den Amtsausschuss und damit den Amtsvorsteher und seinen Stellvertreter neu zu 

wählen. Daher werde vorgeschlagen, das Verhältnis umzukehren: Die Amtsausschüsse blie-

ben wie bisher, wenn nicht mit einer Zweidrittelmehrheit anders beschlossen werde. 

Herr Tatsch, Bürgermeister von Leck, berichtet über das Projekt Südtöndern, einem Zusam-

menschluss von 30 Gemeinden mit 40.000 Einwohnern und zwei zentralen Orten, Niebüll und 

Leck. Anhand seines Beispiels beschreibt er die Schwierigkeiten der Ehrenamtlichkeit des 

Bürgermeisters, wie in der Stellungnahme, Umdruck 16/1265, dargelegt. Es sei schlechter-

dings unmöglich, einen Berufstätigen zu finden, der die Aufgaben des ehrenamtlichen Bür-

germeisters eines Zentralortes ausfüllen könne. Allerdings sollte ein hauptamtlicher Bürger-

meister ohne eigene Verwaltung niedriger besoldet werden als einer, der Verwaltungschef sei. 

Herr Bülow betont auf Nachfrage des Abg. Hentschel die Wichtigkeit der Bürgermeister von 

zentralen Orten für die Region. Daher sollte die Hauptamtlichkeit erhalten bleiben. Amtsvor-

steher und ehrenamtliche Bürgermeister kleinerer Orte spielten ebenfalls eine große Rolle als 

Gestalter. Auch in Zweckverbänden und Stadtumlandkooperationen seien Ehrenamtliche als 

Antreiber und Ideengeber aktiv. Die Selbstständigkeit von Gemeinden sei von großem Wert, 

da so das Engagement der Bürger stärker sei. Die Amtsordnung habe sich bewährt. Südtön-

dern sei auf dieser Grundlage entstanden. Das Modell Rheinland-Pfalz oder Niedersachsen 

bedeute eine Schwächung der kleinen Gemeinden. Da aktuell nicht Selbstverwaltungsaufga-

ben, sondern Weisungsaufgaben auf die Ämter übertragen würden - Verkehrsaufsicht, Untere 

Naturschutzbehörde, Bauaufsicht -, stelle sich die Frage der Legitimation nicht verschärft. 

Herr von Allwörden begrüßt die Einschätzung des Abg. Hentschel, zentrale Orte und Unter-

zentren seien Motor der Entwicklung. Aus diesem Grunde setze sich der Städteverband für 

die Beibehaltung der Hauptamtlichkeit ein. Mit Blick auf den kommunalverfassungsrechtli-

chen Status der Ämter könne sich bei Übertragung von Selbstverwaltungsaufgaben die Legi-

timationsfrage erneut stellen.  

Herr Bockholt schildert anhand des Beispiels Südtöndern, dass sich die Frage nach der demo-

kratischen Legitimation durchaus stelle, auch was Art. 28 des Grundgesetzes unter „Gemein-

deverband“ verstehe, die Diskussion aus Zeitmangel aber nicht geführt werden könne. Über 

allem stehe die Wirtschaftlichkeit. Wenn mehrere Verwaltungen zusammengelegt würden, 

erfordere das Investitionen; erst später würden sich Einsparungen ergeben. 
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Auf eine Nachfrage des Abg. Hildebrand antwortet Herr Bockholt, eine Übertragung von 

Aufgaben stärke das Bewusstsein für die Verantwortung vor Ort. Denn in den Gemeinden 

werde unterschiedlich verfahren, etwa im Bereich der Schulträgerschaft. Bei Schaffung eines 

neuen Amtes müsse das per Fusionsvertrag vereinheitlicht werden. 

Herr Bülow führt zu drei Beispielen des Abg. Hentschel aus, durch das neue Schulgesetz 

würde die Schulträgerschaft nicht automatisch auf die Ämter übertragen; die Gemeinde sei 

nach wie vor frei in ihrer Entscheidung. Für die wirtschaftliche Entwicklung spielten Grenzen 

von Gebietskörperschaften weniger eine Rolle; vielmehr müsse großräumiger gedacht wer-

den, stärker vernetzt mit Akteuren der Wirtschaft. Die Planungshoheit verbleibe aus verfas-

sungsrechtlichen Gründen bei den Gemeinden. Die Kommunalisierung der Regionalplanung 

werde eine zentrale Rolle spielen. 

Auf eine Frage des Abg. Hildebrand nennt Herr Bülow zwei Aspekte, die für die Amtsaus-

schüsse entscheidend seien, Praktikabilität und Verkleinerung: Stellungnahme des Gemeinde-

tages zu Art. 3 Ziff. 5, Umdruck 16/1265. Zu akzeptierende Folge einer Verkleinerung sei, 

dass kleine Fraktionen nicht mehr vertreten seien. 

Herr von Allwörden bestätigt, mit der Verkleinerung würden Amtsausschüsse handhabbarer 

und durch die Stimmengewichtung steige der Einfluss größerer Städte und Gemeinden. Letz-

terer wachse noch an, wenn pro 5.000 bis 7.000 Einwohner ein weiteres Mitglied entsandt 

würde.  

Herr Bockholt ergänzt, der Amtsausschuss von Südtöndern habe nach dem Stand März 2006 

43 Mitglieder, was durch die 30 zugehörigen Gemeinden verursacht sei und in Ordnung gehe. 

Ein anderes Thema sei die Frage nach gebundenem oder ungebundenem Mandat. Es sei nicht 

nötig - eine Frage des Abg. Hentschel -, dass alle politischen Gruppierungen der einzelnen 

Gemeinden im Amtsausschuss vertreten seien, da er nach seiner Konstruktion Dienstleister 

für die Gemeinden sei, quasi Aufsichtsrat für den Amtsdirektor. In Südtöndern - eine Nach-

frage des Vorsitzenden - gebe es statt 26 Sozialämtern nur noch 7; Ähnliches vollziehe sich 

auf anderen Gebieten. Die Reform sei so angelegt, dass sie über Jahrzehnte trage, dass es der 

Bürger mit einer einheitlichen Behörde zu tun habe und ein Bescheid immer denselben Brief-

kopf aufweise. 
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Prof. Dr. Albert von Mutius, Institut für Öffentliches Recht 

und Verwaltungswissenschaften 

Prof. Dr. von Mutius erklärt, er spreche nicht für ein Institut, sondern für sich und seinen 

Lehrstuhl für Öffentliches Recht und Verwaltungswissenschaften. Um über Details zu reden, 

müsse man sich über Grundpositionen verständigen. Das Erste Verwaltungsstrukturreformge-

setz ziele in Richtung Professionalisierung, ohne diesen Begriff zu präzisieren. In der Litera-

tur werde die Einwohnerzahl als Bezugsgröße für eine Verwaltungseinheit kritisch hinterfragt. 

Eine andere Möglichkeit sei die Orientierung an Verwaltungs-, Siedlungs- und Wirtschafts-

räumen. Im Ersten und im Zweiten Verwaltungsstrukturreformgesetz fehle eine Gesamtkon-

zeption. Ohne Kriterienkatalog sei zum Beispiel rational nicht zu entscheiden, wohin ein be-

stimmtes Gebiet tendiere. Folgewirkungen müssten ermittelt sein und Einspareffekte plausibel 

geschätzt werden können. 

Die Aussage von Herrn Bockholt, die Ämter seien Dienstleister der Gemeinden, werde von 

vielen Bürgern nicht geteilt. Auch sei es falsch, einzelne Reformschritte zu machen, ohne ein 

Gesamtkonzept zu haben. Im Zuge der Funktionalreform sei es möglich, Aufgaben stärker zu 

kommunalisieren, was zur Folge habe, dass aus der Pflichtaufgabenerfüllung nach Weisung 

pflichtige Selbstverwaltungsangelegenheiten würden und aus der Fachaufsicht eine 

Rechtsaufsicht werde. Wenn Schleswig-Holstein die Zahl der Kreise auf vier oder fünf ver-

ringerte und ein Kreis einem Planungsraum entspreche, sei die Regionalplanung eine Selbst-

verwaltungsangelegenheit des Kreises. Wenn man ein generelles Kontrollrecht der Räte ein-

führe, entfalle die Trennung zwischen Pflichtaufgabenerfüllung nach Weisung und Selbst-

verwaltungsangelegenheiten, die schwierig zu ziehen sei. 

Laut Verfassungsgerichtshof in Münster habe die Gebietskörperschaft Vorrang, wenn ihr Ein-

zugsgebiet mit dem eines kommunalen Zweckverbandes identisch sei. Das heißt, vergrößerte 

Städte oder Mittelzentren würden Verwaltungsgemeinschaften aufsaugen; für den Bürger ge-

be es eine einheitliche Verwaltung. Als anschauliches Beispiel für Verwaltungsstrukturen in 

Schleswig-Holstein könne man sich ein Haus mit Keller und mehreren Geschossen vorstellen. 

Das Haus brauche eine Statik und ein Nutzungskonzept, ebenso ein Dach. Es könne auch über 

Erker und Balkone verfügen.  

Die Amtsverfassung, in Nordrhein-Westfalen abgeschafft, in Brandenburg und Mecklenburg-

Vorpommern existent, erhalte die kleinen Dörfer und biete ihnen eine professionelle Verwal-

tung an, die sich ihrer Belange sowie der Belange der Bürgerinnen und Bürger annehme. Pas-

sende Partner seien Mittelzentren, größere Unterzentren und Amtsverwaltungen. Hieraus er-

gebe sich eine Mindestgröße von 20.000 Einwohnern, dem Schwellenwert für die Untere 
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Baubehörde. Damit hätte man in Sachen Bauen eine Einheit von Planung, Entscheidung und 

Vollzug. Die Verantwortung für eine solche Grundkonzeption liege bei Landtag und Landes-

regierung. Das Leitbild Einräumigkeit und Einheit der Verwaltung sei verfassungskonform - 

was bei der Grenze von 8.000 Einwohnern nicht sicher sei -, da das Grundgesetz in Gebiets-

strukturen denke. 

Maßnahmen der Verwaltungsmodernisierung und der Strukturreform bedürften eines Geset-

zes. Der Verordnungsgeber sei hingegen bei der Gestaltung der Ämter relativ frei, da eine 

Gemeinde keinen verfassungsrechtlichen Anspruch habe, einem bestimmten Amt anzugehö-

ren oder nicht. Das Erfordernis der Zustimmung des Innenministers sei ein Weg, die freiwilli-

gen Fusionen zu kanalisieren. Dafür bedürfe es wiederum eines Gesamtkonzeptes, eines 

transparenten Maßstabes für die Genehmigung. 

Schleswig-Holstein sei zweigliedrig organisiert. Politik und Verwaltung sollten streng ge-

trennt werden. Wenn die Oberbehörde verschwinden solle, müsse ein Kreis in etwa deren 

Zuschnitt haben; es gebe also drei bis fünf in Schleswig-Holstein. Untersuchungen kämen zu 

dem Ergebnis, dass es keine festen räumlichen und einwohnerzahlmäßigen Größen für Kreise 

gebe. 

Die Verwaltung solle kommunalisiert werden; außerdem müsse geprüft werden, was in 

pflichtige Selbstverwaltungsangelegenheiten umgewandelt werden könne. Bei einer Vergrö-

ßerung der Einheiten könne die Bürgernähe durch Bürgercenter in zentralen Orten gewahrt 

werden, die mit den Fachbehörden zu vernetzen seien. Dieses Vorgehen habe sich auf alle 

Ressorts zu erstrecken. Langfristig gebe es auf jeden Fall Einsparungen bei den Personalkos-

ten; kurz- und mittelfristige Einsparungen seien von den Bedingungen abhängig, unter denen 

der Umbau vollzogen werde.  

In einem zweiten Funktionalreformschritt müssten Aufgaben der Kreise - Stichwort: Untere 

Bauaufsicht - nach unten verlagert werden; die amtsangehörigen Gemeinden behielten jedoch 

ihre Selbstständigkeit. Es sei zu überprüfen, ob nicht Verwaltungsgemeinschaften und For-

men der interkommunalen Zusammenarbeit in die gebietsorientierte Struktur integriert wer-

den könnten. Hierin stecke ein großes Einsparpotenzial, auch im Bereich Management und 

Kontrolle. Es sei zu erwarten, dass sich die Dienstleistungen der Rechtsprechung mit Justiz-

zentren oder die Kammern der gebietskörperschaftlichen Struktur anpassten. Das Prinzip der 

Einheit der Verwaltung und der Einräumigkeit ermögliche Synergieeffekte und Transparenz. 

Planung, Entscheidung, Vollzug, Kontrolle und Evaluation und daraus resultierend neue Auf-

gaben gehörten tendenziell in eine Hand. Wenn dann noch Dienstleistungen, etwa Ver- und 

Entsorgung, ausgelagert würden, entstehe eine schlanke Verwaltung. 
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Auf Fragen des Abg. Hentschel antwortet Prof. Dr. von Mutius, eine Reform ohne eine vom 

Parlament verabschiedete Konzeption, aus der sich Entscheidungskriterien ergäben, sei risi-

kobehaftet, wenn die Freiwilligkeit verlassen werde. Die Bildung von Ämtern und die Über-

tragung von Aufgaben von oben und unten auf sie verlange nach demokratischer Legitimati-

on; denn man bewege sich in der Nähe von „Gemeindeverbänden“ nach Art. 28 Abs.2 Satz 2 

des Grundgesetzes. Der aktuelle Zustand sei als Übergangsphase zu betrachten. Ämter stellten 

auch einen Zwitter dar, da die Amtsausschüsse de facto parteipolitisch geprägt seien. Ein Amt 

für 40.000 Einwohner sei in Ordnung, wenn beispielsweise der dazugehörige Kreis einige 

100.000 Einwohner umfasse. Auch gebe es in Schleswig-Holstein Ämter für über 

30 Gemeinden; das sei praktikabel. Es müssten Kriterien aufgestellt werden, um eine transpa-

rente und kompatible Struktur zu bekommen. Regionen seien identitätsstiftender als Ämter 

oder Kreise. Nach dem Modell von Einheit der Verwaltung und Einräumigkeit könnten auch 

kreisfreie Städte in die Region integriert werden, da sie schon jetzt als Oberzentren in die Re-

gion ausstrahlten und ihnen die wesentlichen Aufgaben der kreisangehörigen Städte nach 

süddeutschem Modell erhalten bleiben könnten.  

Auf Nachfrage des Vorsitzenden zeichnet Prof. Dr. von Mutius sein Modell: Die staatlichen 

Sonderbehörden sollten aufgelöst und ihre Aufgaben von den Kreisverwaltungen übernom-

men werden. Das gebiete eine Vergrößerung der Kreise auf eine Planungsregion, von der es 4 

bis 5 in Schleswig-Holstein gebe. Damit seien Planung, Entscheidung, Vollzug und Kontrolle 

in einer Hand, demokratisch legitimiert. Jetzige Kreise könnten durchaus auf verschiedene 

neue Regionalkreise verteilt werden, wenn das den Kriterien besser entspreche. Die Einwoh-

nerzahlen der neuen Kreise sollten sich nicht signifikant voneinander unterscheiden. Die ei-

gentlich Betroffenen von einem Neuzuschnitt der Kreise seien Mandats- und Funktionsträger, 

nicht so sehr die Bürger. Die wünschten Dienstleistungen zeitnah, transparent, sachgerecht, 

professionell und auf kurzem Wege.  

Als Nächstes müsse geprüft werden, welche Kreisaufgaben nach unten verlagert werden 

könnten. Danach richte sich die Größe dieser Einheit. In den Kreisen befänden sich große 

kreisangehörige Städte - die jetzigen kreisfreien Städte -, Mittelzentren und Unterzentren. 

Dem stehe der ländliche Raum gleichberechtigt gegenüber, vertreten durch den Dienstleister 

Amt. Die Einwohnerzahl sollte in etwa gleich sein; es ergäben sich bei diesem Zuschnitt etwa 

20.000 bis 30.000, mit Ausnahmen nach oben - nicht etwa die 8.000 in dem vorliegenden 

Entwurf; eine Nachfrage des Abg. Hildebrand -, um die Aufgaben eines Mittelzentrums erfül-

len zu können. Im Norden schäle sich eine Größe von 40.000 heraus, siehe Pinneberg und 

Rendsburg. Der Anfang sei durch den Gesetzgeber gemacht. Der zweite Schritt müsse konse-

quent gegangen werden. Wenn erlebbar sei, dass eine Konzentration der Amtsverwaltungen in 

Unterzentren Vorteile bringe, entwickle sich dort auf längere Sicht ein Personalkörper, der 
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den dann gestiegenen Anforderungen gerecht werde. Auf diesem Wege könne sich die neue 

Struktur entwickeln. 

Eine Reform müsse konsequent gemacht werden, um erfolgreich zu sein. Wenn sie nur halb 

durchgezogen werde, seien Ängste, Aufgeregtheiten und Probleme genauso groß, aber der 

Ertrag sei gering. Die anstehende Reform solle finanzielle Spielräume und Handlungsfähig-

keit schaffen, die Wettbewerbsfähigkeit stärken und dazu beitragen, für Partner im skandina-

vischen Raum attraktiv zu sein. Es sei zu befürchten, dass allein durch freiwillige Zusammen-

schlüsse in dem vergleichsweise kleinen Bundesland Schleswig-Holstein ganz unterschiedlich 

große Verwaltungseinheiten entstünden, was nicht tunlich sei.  

Abg. Hentschel gibt zu bedenken, dass die Grenze von 8.000 Einwohnern dazu führen könne, 

dass zentrale Orte, da sie über 8.000 Einwohner hätten, nicht einbezogen würden. Etwa im 

Hamburger Umland bestehe die Gefahr, dass sich die umliegenden Gemeinden zusammen-

schlössen, die zentralen Orte aber davon ausgeschlossen seien, was Probleme schaffe.  

Frau Wilke, Landesarbeitsgemeinschaft der hauptamtlichen kommunalen 

Gleichstellungsbeauftragten/Frauenbeauftragten Schleswig-Holstein 

Frau Edlefsen, Arbeitsgemeinschaft der ehrenamtlichen kommunalen 

Gleichstellungsbeauftragten des Landes Schleswig-Holstein 

Frau Wilke dankt für die Einladung und trägt die Stellungnahme der LAG der hauptamtlichen 

kommunalen Gleichstellungsbeauftragten vor, Umdrucke 16/1129, 16/1265 und 16/1428.  

Frau Edlefsen zeigt sich ebenfalls erfreut über die Einladung und stellt die Haltung der LAG 

der ehrenamtlich kommunalen Gleichstellungsbeauftragten vor, Umdrucke 16/1265 und 

16/1429.  

Frau Wilke wendet sich dagegen, den Kommunen zu überlassen, wie sie die Gleichstellungs-

arbeit organisieren wollten. 

Frau Edlefsen weist darauf hin, dass die hauptamtliche Tätigkeit der Gleichstellungsbeauf-

tragten Grundlage für die ehrenamtliche Arbeit sei. Der ländliche Raum könne nur durch eh-

renamtliche Arbeit abgedeckt werden, die konzeptionelle Arbeit nur durch hauptamtliche. 

Frau Wilke präzisiert, bei der Ämterzusammenschließung sollten neben den hauptamtlichen 

Gleichstellungsbeauftragten die ehrenamtlichen bestehen bleiben. Bei Abschaffung der haupt-

amtlichen Gleichstellungsbeauftragten - eine Nachfrage des Abg. Hentschel - ergäben sich 
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Einsparungen lediglich im Promillebereich. Gleichstellungsarbeit sei grundgesetzlich veran-

kert und stehe daher nicht zur Disposition. Gleichstellungsbeauftragte leisteten eine Quer-

schnittsaufgabe; etliche Innovationen hätten hier ihren Ursprung. Dadurch, dass darauf geach-

tet werde, dass bei Verwaltungsentscheidungen Fraueninteressen nicht übergangen würden, 

verbessere sich die Qualität mancher Entscheidung. 

Bernd Hummert, Sparkassen- und Giroverband Schleswig-Holstein 

Herr Hummert entschuldigt den Präsidenten, Herrn Kamischke, der in einer Sitzung aufgehal-

ten worden sei. Er trägt die Stellungnahme des Sparkassen- und Giroverbandes für Schleswig-

Holstein vor, Umdruck 16/1410. Auf Nachfrage des Vorsitzenden erläutert Herr Hummert 

den Unterschied zwischen der Tätigkeit des Vorstandes und des Kreditausschusses bei der 

Vergabe eines Kredits: Der Vorstand beschließe, ob ein Kredit vergeben werde und mit wel-

chen Konditionen. Wenn der Vorstand zugestimmt habe, bestätige der Kreditausschuss, ein 

Ausschuss des Verwaltungsrates, dem Aufsichtsorgan, das Votum des Vorstands oder lehne 

es ab. In der Regel stimme der Kreditausschuss der Vorstandsvorlage zu - eine Nachfrage des 

Abg. Hildebrand -, eine Ablehnung sei die Ausnahme. Eine Statistik darüber gebe es beim 

Verband nicht. Auch über die Anzahl der Eilanträge im Kreditausschuss gebe es keine Statis-

tik. Sie machten jedoch einen signifikanten Teil aus. Die Zusammensetzung des Kreditaus-

schusses - eine Nachfrage des Vorsitzenden - bestimme sich nach der Mustersatzung. Sie ent-

spreche dem derzeit gültigen Sparkassengesetz. Bei einer Neufassung der Mustersatzung sei 

davon auszugehen, dass der Vorstand nicht mehr Mitglied, sondern Gast im Kreditausschuss 

sei und die Zusammensetzung ansonsten gleich bleibe. Derzeit seien der Verwaltungsratsvor-

stand als Vorsitzender, der Sparkassenvorstand und sachkundige Mitglieder des Verwaltungs-

rats, deren Anzahl die Zahl des Vorstandes um 1 übersteige, Mitglieder des Kreditausschus-

ses. 

AL Gudat (Innenministerium) ergänzt, wenn das Sparkassengesetz an diesem Punkt geändert 

werde, müsse in der Folge die Mustersatzung geändert werden.  

Christian Pagel, Deutscher Beamtenbund 

Herr Pagel entschuldigt Herrn Tellkamp und Frau Schwitzer und dankt für die Einladung. Er 

trägt die Stellungnahme des Beamtenbundes und der Tarifunion vor, Umdrucke 16/1265 und 

16/1421.  

Der Vorsitzende, Abg. Kalinka, bittet darum, Politik nicht in Widerspruch zu Eignung, Befä-

higung und fachlicher Leistung zu setzen. 
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Dr. Claus Thies, Unabhängige Wählergemeinschaft Heikendorf 

Dr. Thies informiert eingangs, er habe an der Bildung des Amtes Schrevenborn mit den Ge-

meinden Heikendorf, Schönkirchen und Mönkeberg mitgewirkt. Heikendorf mit 

8.366 Einwohnern sei hauptamtlich verwaltet, Schönkirchen mit 6.483 Einwohnern ebenfalls 

und Mönkeberg mit 3.155 Einwohnern sei ohne Amtsangehörigkeit ehrenamtlich verwaltet. 

Ein Amt habe nicht notwendigerweise etwas mit ländlichem Raum zu tun. Auch sei das Amt 

kein Dienstleister für die Gemeinden, sondern für die Bürger. 

Sodann legt Dr. Thies seine Haltung zu Art. 3 Ziff.5 des Zweiten Verwaltungsstrukturreform-

gesetzes, Drucksache 16/1003, dar, zur Zusammensetzung des Amtsausschusses, Umdruck 

16/1396. Er, Dr. Thies, habe der Bildung des Amtes Schrevenborn auf der Grundlage der jet-

zigen Regelung zugestimmt. Dies sei ein Kompromiss gewesen. Grundsätzlich solle die Ziel-

richtung aber Amtsgemeinde heißen. Er habe seine Privatmeinung vorgetragen - eine Frage 

des Abg. Hentschel -; sie werde von der UWH geteilt, auch von Bündnis 90/Die Grünen. Wie 

die Meinungsbildung in den anderen Fraktionen aussehe, könne er nicht abschließend beurtei-

len. Die Unabhängige Wählergemeinschaft Heikendorf sei im Rat zahlreicher vertreten als 

CDU und SPD: eine Nachfrage des Vorsitzenden.  

Frau Thimm, Bundesverband der deutschen Entsorgungswirtschaft 

Frau Thimm referiert die Haltung des Bundesverbandes der deutschen Entsorgungswirtschaft, 

Umdruck 16/1426.  
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Punkt 2 der Tagesordnung: 

a) Staatsmonopol bei Sportwetten aufbrechen - private Wettanbieter zu-
lassen 

Antrag der Fraktion der FDP 
Drucksache 16/970 

b) Staatliches Lotteriemonopol erhalten - Vertrieb liberalisieren 

Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 16/999 

(überwiesen am 12. Oktober 2006 an den Finanzausschuss und den Innen- 
und Rechtsausschuss) 

Antrag des Abg. Wolfgang Kubicki (FDP) 
Umdruck 16/1340 

Abg. Puls tut kund, beide Vorlagen seien dem Finanzausschuss zur Federführung überwiesen 

worden, obwohl das Innenministerium ressortmäßig zuständig sei. Der Finanzausschuss habe 

den Wissenschaftlichen Dienst gebeten, ihm die aktuellen Gerichtsentscheidungen in Sachen 

Lotto und Sportwetten zuzuleiten. Für Mitte Dezember sei der Entwurf eines geänderten 

Staatsvertrages angekündigt. Es sei daher sinnvoll, diese Unterlagen abzuwarten und erst dann 

zu beraten.  

Abg. Kubicki entgegnet, der Staatsvertrag solle bereits am 13. Dezember 2006 unterzeichnet 

werden. Das Material des Wissenschaftlichen Dienstes sei für die Sitzung am 16. November 

2006, angefordert. Noch vor der Unterzeichnung wolle der Finanzausschuss, gegebenenfalls 

in einer Sondersitzung, über die Materie beraten, damit der Ministerpräsident die Willensbil-

dung des Parlaments kenne.  

Abg. Puls erinnert daran, das Parlament habe des Öfteren gerügt, bei Staatsverträgen zu spät 

eingeschaltet worden zu sein. Der Innen- und Rechtsausschuss sollte wie der Finanzausschuss 

verfahren und in seiner nächsten Sitzung am 22. November 2006 auf der Grundlage des Mate-

rials des Wissenschaftlichen Dienstes über das Thema beraten. 
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Abg. Kubicki bemängelt, die Beschlusslage der CDU-Landtagsfraktion zu diesem Thema 

nicht im Parlament zu erfahren, sondern aus der Presse. - Der Vorsitzende, Abg. Kalinka, sagt 

Abhilfe zu.  

Der Ausschuss beschließt, seine Beratung zu den Anträgen der Fraktion der FDP, Drucksache 

16/970, Staatsmonopol bei Sportwetten aufbrechen - private Wettanbieter zulassen, und der 

Fraktion Bündnis 90/Die Grünen, Drucksache 16/999, Staatliches Lotteriemonopol erhalten - 

Vertrieb liberalisieren, auf seine Sitzung am 22. November 2006 zu verschieben.  
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Punkt 3 der Tagesordnung: 

Verschiedenes 

Auf Vorschlag des Abg. Puls entsprechend dem Wunsch von CDU und SPD beschließt der 

Ausschuss einmütig, die beiden Punkte Änderung des Landesverwaltungsgesetzes und Infor-

mationsfreiheitsgesetz von der Tagesordnung der Sitzung am 22. November 2006 abzusetzen. 

 

 

Der Vorsitzende, Abg. Kalinka, schließt die Sitzung um 14:50 Uhr. 

 

 

 gez. Werner Kalinka   gez. Dörte Schönfelder 

 Vorsitzender    Geschäftsführerin 



 

 
Innenministerium 
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des Landes 
Schleswig-Holstein  

 
 
 
 Minister

Schleswig-Holsteinischer Landtag 
Innen- und Rechtsausschuss 
Der Vorsitzende 
Herrn Werner Kalinka 
 
24105 Kiel 

 
 

27. September 2006 
 
Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Reform kommunaler Verwaltungsstrukturen 
(Zweites Verwaltungsstrukturreformgesetz) 
 
 
Sehr geehrter Herr Vorsitzender, 
 
Bezug nehmend auf die Zusage von Staatssekretär Ulrich Lorenz in der Sitzung des In-
nen- und Rechtsausschusses vom 23. August 2006 übersende ich Ihnen anliegend die 
Stellungnahmen im Rahmen der Anhörung zum Zweiten Verwaltungsstrukturreformgesetz. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
gez. Dr. Ralf Stegner 
 
Anlagen: 8 Stellungnahmen im Rahmen der Anhörung 

E-Mail-Adressen: Kein Zugang für elektronisch signierte oder verschlüsselte Dokumente 
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dbb schleswig-holstein  Muhliusstr. 65  24103 Kiel   
Innen- und Rechtsausschuss     
des Schleswig-Holsteinischen Landtages 
Postfach 7121 
 
24171 Kiel 
 
 
 
 
 
              Kiel, 13.11.2006 
 
 
 
Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Reform kommunaler Verwaltungsstrukturen und 
Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Verwaltungsmodernisierung 
 
 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
wir bedanken uns für die Gelegenheit, zu dem o. g. Gesetzentwürfen im Rahmen der 
mündlichen Anhörung eine Stellungnahme abzugeben. Gern setzen wir Sie im Vorwege 
schriftlich über unsere Positionen, die wir im Zusammenwirken mit unserer für den 
kommunalen Bereich zuständigen Mitgliedsgewerkschaft komba entwickelt haben, in 
Kenntnis.  
 
1. Zum Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Reform kommunaler 

Verwaltungsstrukturen 
 
Beschäftigtenbegriff 
 
Wir begrüßen die sachgerechten Anpassungen der Bezeichnung der Beschäftigten infolge 
des Inkrafttretens des TVöD. Insbesondere die vom TVöD eigentliche abweichende 
Einbeziehung der Beamtinnen und Beamten in den Beschäftigtenbegriff ist sinnvoll, da eine 
Kompatibilität mit dem Mitbestimmungsrecht erreicht wird und dem allgemeinen 
Verständnis des Beschäftigtenbegriffs Rechnung getragen wird. 
 
Inkompatibilitätsregelungen 
 
Die Beschränkung des Verbotes, Mitglied einer Gemeindevertretung oder eines Kreistags 
zu sein, auf die Funktionsebene des gehobenen Dienstes ist für Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer nicht eindeutig. Aus dem TVöD ergeben sich keine eindeutigen Vorgaben, die 
eine derartige Zuordnung und damit eine rechtssichere Anwendung der vorgesehenen 
Vorschrift gewährleisten. Wir empfehlen deshalb, von der vorgesehenen Änderung Abstand 
zu nehmen. Dies auch vor dem Hintergrund, dass es praxisfremd wäre, die maßgebende 
Schwelle der Bedeutung von Entscheidungskompetenzen stur an der Funktionsebene 
festmachen zu wollen. Die Grenzen dürften vielmehr fließend verlaufen, zumal auch 
vorbereitende Arbeiten durchaus entscheidungserhebliche Spielräume aufweisen können. 
 
Ergänzend regen wir an, nicht nur leitende Beschäftigte von privatrechtlichen Unternehmen 
in den Anwendungsbereich der Unvereinbarkeitsregelungen einzubeziehen, sondern auch 

Muhliusstr. 65 
24103 Kiel 
 
Telefon  0431.675081 
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leitende Beschäftigte von öffentlich rechtlichen Unternehmen, dabei dürften insbesondere 
Anstalten des öffentlichen Rechts relevant sein. 
 
Gemeindedezernenten 
 
Die vorgesehene Änderung ist zwar folgerichtig, jedoch erlauben wir uns, auch an dieser 
Stelle unsere Auffassung deutlich zu machen, dass die Möglichkeit der Beschäftigung von 
Gemeindedezernentinnen und Gemeindedezernenten die Gefahr überflüssiger personeller 
Ressourcen und die übermäßige Bindung finanzieller Ressourcen verursacht. Zusätzliches 
Personal sollte besser an den vielen Stellen eingesetzt werden, wo Engpässe bestehen 
und eine aufgabengerechte Personalausstattung nicht existiert. 
 
Mindestgröße für Verwaltungen 
 
Wir teilen nicht die Auffassung, dass eine Verwaltung zwingend mindestens 8000 
Einwohnerinnen und Einwohner betreuen muss, um professionell und wirtschaftlich zu 
arbeiten. Die Erfahrungen – auch der Gemeindeprüfungsämter – zeigen, dass mit der 
Größe einer Verwaltung nicht die Wirtschaftlichkeit steigt. Die Wirtschaftlichkeit ist von 
diversen anderen Faktoren abhängig, so gibt es durchaus kleinere Verwaltungen die 
wirtschaftlicher arbeiten als größere Verwaltungen. Hinzu kommt, dass größere 
Verwaltungen sich negativ auf die Bürgernähe auswirken können. 
 
Vorgaben für die Beschäftigung von Personal 
 
Wir begrüßen die in der Gemeindeordnung vorgesehene Änderung, dass keine 
Verpflichtung zur Beschäftigung von Beamten mit der Befähigung zum Richteramt oder zum 
höheren allgemeinen Verwaltungsdienst mehr bestehen soll. In der Praxis ist keine 
Automatik erkennbar, dass die Beschäftigung von Personal mit einer derartigen 
Qualifikation sich positiv auf die Qualität einer Stadtverwaltung auswirkt. 
 
Ergänzend regen wir eine Prüfung an, ob auch in der Kreisordnung auf die entsprechende, 
sich aus § 48 Abs. 3 KrO ergebende, Vorgabe verzichtet werden kann. Es ist schwer zu 
vermitteln, dass bezüglich des Landrates keine Qualifikation gesetzlich vorgegeben wird, 
wohl aber bezüglich seines Stellvertreters bei der Wahrnehmung von Aufgaben als untere 
Landesbehörde. 
 
Kreisgrenzen überschreitende Ämter 
 
Wir halten an unserer Auffassung fest, dass Kreisgrenzen überschreitende Ämterbildungen 
problematisch sind, da sie zu unübersichtlichen und ineffektiven Verwaltungsabläufen bzw. 
Zuständigkeiten führen. So wäre innerhalb eines Amtes die Zuständigkeit zweier Kreise bei 
der Erfüllung von Selbstverwaltungsaufgaben oder Aufgaben zur Erfüllung nach Weisung 
gegeben. 
 
Stimmkontingente im Amtsausschuss 
 
Wir begrüßen die Reduzierung der Größe von Amtsausschüssen, halten die 
Stimmgewichtung mit einer Stimme je 100 Einwohnern jedoch für nicht erforderlich und zu 
bürokratisch. Die Vertreterzahl von 1 bis 3 führt zu einer ausreichenden Differenzierung 
bzw. Gewichtung. 
 
Zusammenschluss von Verwaltungen durch Verordnung 
 
Der Entwurf beinhaltet eine Ermächtigung für die Landesregierung, durch Verordnung 
Ämter zu bilden oder zu ändern sowie ein Verzicht auf eigene Beschäftigte oder 
Verwaltungseinrichtungen zu verzichten. Hier ist zumindest fraglich, ob diese Regelungen 
mit den bereits bestehenden Vorschriften, die von der Änderung nicht berührt werden, 
kompatibel sind. Denn gem. § 1 Abs. 2 AO kann das Innenministerium bereits durch 
Verwaltungsakt derartige Entscheidungen treffen. 
 



Im Übrigen ist abermals erkennbar, dass das Land sich unzureichend mit den 
Konsequenzen von Verwaltungszusammenschlüssen für das Personal auseinandersetzt. 
Weder im Gesetzestext noch in der Begründung wird auf das Personal eingegangen. Im 
Gesetzentwurf wird lediglich ausgeführt, dass die örtlichen Verhältnisse, im Besonderen die 
Wege-, Verkehrs-, Schul- und Wirtschaftsverhältnisse sowie die kirchlichen, kulturellen und 
geschichtlichen Beziehungen zu berücksichtigen sind. Auch wenn – jedenfalls für die 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer - der mit dem kommunalen Arbeitgeberverband 
abgeschlossene Tarifvertrag über die Verwaltungsstrukturreform greift, empfehlen wir 
dringend, die Belange des Personals als vertrauensbildende Maßnahme in diese 
Aufzählung aufzunehmen. 
 
Beteiligung der Gewerkschaften 
 
Abschließend möchten wir auch an dieser Stelle unsere Empfehlung und 
Erwartungshaltung zum Ausdruck bringen, uns in den Prozess der 
Verwaltungsstrukturreform intensiver als in der Vergangenheit einzubinden. Die mit der 
Verwaltungsstrukturreform einhergehenden Veränderungen für das Personal führen 
naturgemäß stets zu Verunsicherungen und Bedenken. Dabei muss sichergestellt werden, 
dass diese ernst genommen werden und auch ausgeräumt werden. Nur so ist zu 
gewährleisten, dass die Beschäftigten nicht zu Gegnern von Veränderungsprozessen 
werden, was Motivations- und Effizienzbeeinträchtigungen und damit das Gegenteil der 
eigentlichen Zielsetzung zur Folge hätte. Die intensive Beteiligung der Gewerkschaften 
schafft bei den Beschäftigten das notwendige Vertrauen und die Gewissheit, dass deren 
Interessen hinreichend Berücksichtigung finden. Die so entstehende Akzeptanz ist eine 
unverzichtbare Voraussetzung für einen Erfolg der Verwaltungsstrukturreform. 
 
 
2. Zum Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Modernisierung der Verwaltung 
 
Wir möchten vorwegschicken, dass wir eine Positionierung zu diesem Gesetzentwurf auf 
die unseren Bereich betreffenden Art 5,6 und 7 beschränken. 
 
Verzicht auf Stellenausschreibungen 
 
Wir betrachten die geplante Möglichkeit, auf Stellenausschreibungen durch Entscheidung 
der obersten Dienstbehörde zu verzichten, jedenfalls im kommunalen Bereich, für 
problematisch. Die Änderung würde in Ergänzung der bestehenden bereits weit reichenden 
Ausnahmeregelungen zu einer sehr geringen Hürde für den Verzicht auf 
Stellenausschreibungen führen und damit die Gefahr verursachen, dass sachfremde 
Erwägungen bei Stellenbesetzungen leichter eine Rolle spielen können. Gerade die Pflicht 
zu Stellenausschreibungen stellt eine Auslese nach Eignung, Befähigung und fachlicher 
Leistung sicher. 
 
Bericht über Nebentätigkeiten 
 
Die vorgesehene Streichung des § 85 c halten wir für sinnvoll. Hier wird ein tatsächlicher 
Bürokratieabbau erreicht. Bei Bedarf ist es dem Landtag ungeachtet dessen unbenommen, 
Informationen über die Entwicklung von Nebentätigkeiten anzufordern. 
 
Wegfall von Jubiläumszuwendungen 
 
Die vorgesehenen Änderungen, die den Wegfall von Jubiläumszuwendungen für 
Beamtinnen und Beamte zum Gegenstand haben bzw. damit im Zusammenhang stehen, 
werden aufs schärfste kritisiert und damit vollumfänglich abgelehnt. 
 
Nach der Einführung einer Eigenbeteiligung an den Kosten der Heilfürsorge, der erneuten 
Arbeitszeitverlängerung und der Kürzung der Sonderzahlungen würde mit der 
vorgesehenen Streichung der Jubiläumszuwendungen ein weiteres deutliches Zeichen für 
den Missbrauch der einseitige Regelungskompetenz im Beamtenrecht gesetzt, um 
überzogene Einschnitte durchzusetzen. Neu ist allerdings, dass derartige Einschnitte – 



siehe den Titel des Gesetzes - als „Verwaltungsmodernisierung“ bezeichnet werden. Das 
dürfte nicht nur bei uns, sondern vor allem auch bei den Betroffenen Unverständnis und 
Kopfschütteln auslösen. 
 
Den erneuten Einschnitt halten wir - selbstverständlich unabhängig von dem Titel des 
Gesetzes – für absolut unverhältnismäßig - den verhältnismäßig geringen Einsparungen 
wird ein unverhältnismäßig großer Motivationsverlust gegenüberstehen. Das in der 
Einführung des Gesetzentwurfes unter A dargestellte Problem, dass Verwaltungen 
professioneller, bürgernäher und wirtschaftlicher gestaltet werden müssen, wird somit nicht 
gelöst, sondern verschärft. Die Streichung der Jubiläumszuwendungen ist deshalb nach 
unserer Überzeugung kontraproduktiv.  
 
Die offenbar angestrebten Einsparungen fallen dabei weder bei den Personalkosten noch 
bei dem Verwaltungsaufwand ins Gewicht. Die Einsparungen bei den Personalkosten 
dürften weniger als ein Promille (!) ausmachen. Einsparungen beim Verwaltungsaufwand 
sind überhaupt nicht zu erwarten, denn es müssten weiterhin das Jubiläumsdienstalter 
festgesetzt und die Dankesurkunde gefertigt werden. 
 
Dass dieser Teil des Gesetzentwurfes in die falsche Richtung geht, zeigt auch die 
Entwicklung im Tarifbereich. Die Tarifvertragsparteien haben sich im TVöD und im TV-L 
einvernehmlich nicht nur für eine Beibehaltung der Jubiläumszuwendung entschieden, 
sondern für eine Aufstockung: Die Beschäftigten erhalten nach 25 Jahren 350 Euro und 
nach 40 Jahren 500 Euro. Im kommunalen Bereich können sogar durch Dienstvereinbarung 
höhere Beträge vereinbart werden. 
 
Wir fordern daher nachdrücklich, von den vorgesehenen Streichungen Abstand zu nehmen. 
Sollte die Landesregierung dieser Forderung nicht Folge leisten, sollte alternativ – auch im 
Hinblick auf die dargestellten Regelungen im TVöD und zur Vermeidung von 
flächendeckenden Konflikten und Gerechtigkeitslücken unter den Statusgruppen – eine 
flexible Regelung favorisiert werden: „Über die generelle Gewährung der 
Jubiläumszuwendung in Höhe der für vergleichbare Arbeitnehmer geltenden Beträge 
entscheidet die oberste Dienstbehörde.“ 
 
Wir hoffen, dass unsere Anregungen Berücksichtigung finden. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
gez. Kai Tellkamp 
stv. Landesbundvorsitzender 
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Anhörung des Innen- und Rechtsausschusses zum 
Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Reform kommunaler Verwaltungsstrukturen 

Gesetzentwurf der Landesregierung, Drucksache 16/1006 
 
 
 
Stellungnahme 
 
 
 
In meiner Stellungnahme möchte ich mich auf den Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Reform 
kommunaler Verwaltungsstrukturen beschränken und mich diesbezüglich auf  

 
§ 9 

Zusammensetzung des Amtsausschusses 
 
konzentrieren. 
 
Vor dem Hintergrund der Amtsordnung (AO), insbesondere § 3 (1) und § 5 (1) und der 
Absicht des Gesetzgebers, dass in Zukunft die Ämter Träger der Schulen sein sollen/können, 
sowie der (meiner) Leitvorstellung, dass den Ämtern für ihr Gebiet eine kooordinierende 
Funktion in Bezug auf Ziele, Grundsätze und Entwicklungen in den Gemeinden / Amtsbereich 
zukommt (z. B. gemeinsamer F-Plan), plädiere ich dafür, dass bei der Zusammensetzung des 
Amtsausschusses auch eine entsprechende demokratische Legitimation seiner Mitglieder 
gewährleistet wird. Daher schlage ich vor: 
 
Der Amtsausschuss heißt Amtsvertretung. 
 
Die Zusammensetzung des Amtsausschusses (der Amtsvertretung) ist an der von Gemeinde- 
und Stadtvertretungen zu orientieren. Dies sollte sich sowohl auf die Anzahl seiner Mitglieder, 
sie ergibt sich aus § 8 GKWG, als auch auf deren Wahl beziehen. Dies bedeutet, dass z. Z. ein 
Amt mit 18004 Einwohnern (Amt Schrevenborn) einen Amtsausschuss mit 27 Mitgliedern 
hätte. Um eine angemessene Repräsentation der Gemeinden im Amtsausschuss   (-vertretung) 
zu gewährleisten, sind pro Gemeinde entsprechend der Einwohnerzahl die Mitglieder in die 
Amtsvertretung zu wählen (im oben genannten Beispiel: Heikendorf 12, Schönkirchen 10, 
Mönkeberg 5).  
 

lt021
Schleswig-Holsteinischer LandtgUmdruck 16/1396



 
 
 
Die Mitglieder der Amtsvertretung werden wie Gemeindevertreter von den Bürgern gewählt. 
Der ehrenamtliche Bürgermeister einer Gemeinde, sofern er nicht (von den Bürgern) in den 
Amtsausschuss gewählt worden ist, ist Mitglied des Amtsausschusses ohne Stimmrecht. 
 
Der Amtsdirektor heißt Amtsbürgermeister und wird wie ein hauptamtlicher Bürgermeister 
einer Gemeinde von den Bürgern des Amtsbereiches (Amtsgemeinde) direkt gewählt.    
Die im Entwurf vorgesehene Regelung mit Stimmenkontigenten entfällt. Jedes gewählte 
Mitglied in der Amtsvertretung hat das gleiche „Stimmgewicht“. 
 
In großen amtsangehörigen Gemeinden (wie z. B. Heikendorf mit 8366 Einwohnern) kommt 
dem Amtsdirektor / (Amtsbürgermeister) auch in Selbstverwaltungsangelegenheiten  gemäß  
§ 3 (1) und § 5 (1) AO eine zentrale Funktion zu. Schon von daher ist eine demokratische 
Legitimation durch Wahl des Amtsdirektors / (Amtsbürgermeisters) und auch des Amtsaus-
schusses zwingend geboten. 
 
Wahltermine für Kreistag, Amtsvertretungen und Gemeindevertretungen werden 
zusammengefasst, Direktwahlen für Landräte, Amtsbürgermeister/(Amtsdirektor) und 
hauptamtliche Bürgermeister werden an die Wahltermine gekoppelt. 
 
Übergangsbestimmungen sind analog zu regeln.  
 
 
Dr. Claus Thies 
Vorsitzender der UWH Fraktion 

 
 
 
 
 
 
 



lt106
Schleswig-Holsteinischer LandtagUmdruck 16/1426








